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Zusammenfassung

Dieser Beitrag ist eine Bestandsaufnahme der Politikfelder Migrationspolitik
(d. h. der staatlichen Regulierung des Zugangs von Nicht-Staatsbürger:innen)
und Integrationspolitik (d. h. der staatlichen Regulierung von Rechten und
Pflichten Zugewanderter). Beide Politikbereiche haben aufgrund zunehmender
globaler Migrationsbewegungen sowie der Instrumentalisierung immigrations-
feindlicher Ressentiments seitens rechtspopulistischer Parteien und Bewegungen
an Bedeutung gewonnen. Wir geben zunächst einen Überblick über beide Politik-
felder und gehen kurz auf historische Entwicklungen in der Bundesrepublik
Deutschland ein. Anschließend eruieren wir (international-vergleichende) Befun-
de zu Ursachen und Folgen unterschiedlicher Ausprägungen beider Politikfelder.

Schlüsselwörter

Migration · Zuwanderung · Integration · Staatsbürgerschaft · Policyanalyse

C. Ziller (*) · A. Goerres
Arbeitsgruppe Empirische Politikwissenschaft, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Duisburg-Essen, Duisburg, Deutschland
E-Mail: conrad.ziller@uni-due.de; achim.goerres@uni-due.de

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2023
G. Wenzelburger, R. Zohlnhöfer (Hrsg.), Handbuch Policy-Forschung,
https://doi.org/10.1007/978-3-658-05678-0_27-2

1

http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-658-05678-0_27-2&domain=pdf
mailto:conrad.ziller@uni-due.de
mailto:achim.goerres@uni-due.de
https://doi.org/10.1007/978-3-658-05678-0_27-2#DOI


1 Einleitung

Migrationspolitik umfasst Gesetze und politische Maßnahmen in Bezug auf Ein-
wanderung, Auswanderung und den Status von Nicht-Bürger:innen. Gleichzeitig
wird oftmals Migrationspolitik oder Einwanderungspolitik, im engeren Sinne ver-
standen als Regulation des Zugangs zu einem Aufnahmeland, von Integrations-
politik abgegrenzt, die sich explizit auf die politischen, ökonomischen und sozialen
Rechte von Zugewanderten und deren Nachkommen bezieht. Migrationspolitik
betrifft also staatliche Gesetze und Maßnahmen, die die Zuwanderung in ein Land
regeln („Wer darf ins Land?“). Regeln des Staatsbürgerschaftserwerbs („Wer gehört
zur politischen Gemeinschaft?“) und Maßnahmen der Integration von Zugewander-
ten („Wie gestalten sich gesellschaftliche Teilnahme und Teilhabe?“) gehören zum
Politikfeld Integrationspolitik, welches unmittelbar an Migrationspolitik angrenzt.

Migration ist eine Konstante der Menschheitsgeschichte und so auch in der
neueren Geschichte der Bundesrepublik Deutschland zu finden – seien es Migrati-
onsströme nach dem 2. Weltkrieg, die Zuwanderung durch „Gastarbeiter:innen“ ab
Mitte der 1950er-Jahre nach Westdeutschland oder Wellen der Fluchtmigration
während der Jugoslawienkriege, seit 2011 aus dem Mittleren Osten und Afrika
und aktuell aus der Ukraine. Das politikwissenschaftliche Interesse an dem Themen-
feld Migrations- und Integrationspolitik wächst entsprechend der gegebenen Aktua-
lität stetig – nicht zuletzt auch aufgrund der sogenannten „Flüchtlingskrise“ der
Jahre 2015–17 und der gesellschaftspolitischen Fragen, die sich aus dem Erfolg von
immigrationsablehnenden Parteien und Bewegungen wie der AfD oder PEGIDA
ergeben sowie der zunehmenden Förderung von Migrationsforschung durch öffent-
liche Gelder.

Dieser Handbuchbeitrag gibt einen Überblick über die Politikfelder Migrations-
und Integrationspolitik. Dabei gehen wir zunächst kurz auf die historischen Entwick-
lungen in der Bundesrepublik Deutschland ein und ordnen die Bundesrepublik
international-vergleichend ein. Anschließend konzentrieren wir uns auf Erklärungs-
faktoren für unterschiedliche Ausprägungen und verschiedene Implikationen beider
Politikfelder, erst der Migrationspolitik und dann der Integrationspolitik.

2 Migration und Integration in der Bundesrepublik
Deutschland

Verglichen mit anderen westeuropäischen Ländern ist die Bundesrepublik Deutsch-
land in der proaktiven Steuerung von Einwanderung und Integration ein Spätzünder.
Ungeachtet der Fluchtmigration Ende des 2. Weltkriegs aus den ehemals deutschen
Gebieten in die Besatzungszonen und die dann neu entstandenen Landesteile, der
Zuwanderung aus der DDR sowie der sogenannten Gastarbeitermigration in den
1950–70er-Jahren dauerte es bis zum Jahr 2002, dass die Bundesregierung aner-
kannte, Einwanderungsland zu sein. Seit dem Anwerbestopp von Gastarbeiter:innen
Ende der 1970er-Jahre bis Anfang der 2000er-Jahre war die Migrationspolitik der
Bundesrepublik darauf ausgerichtet, Zuwanderung durch Arbeitsmigrant:innen zu
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minimieren (Laubenthal 2019). Das politische Selbstverständnis der Bundesrepublik
war davon geprägt, „kein Einwanderungsland“ zu sein. Entsprechend gab es keine
explizite Integrationspolitik und ein Staatsangehörigkeitsrecht, das bis 2000 stark
ethnisch definiert war.

Einen Wendepunkt stellten das neue Staatsangehörigkeitsgesetz von 2000 und
das Zuwanderungsgesetz von 2005 mit einer Begleitdebatte um den Fachkräfte-
mangel und internationalen Wettbewerb um Fachkräfte dar. Das Zuwanderungs-
gesetz ermöglichte hochqualifizierten Fachkräften den dauerhaften Aufenthalt. Die
anfangs eher strikten Voraussetzungen für Zuwanderung wurden in der Folge durch
mehrere Reformen und die Übernahme der Hochqualifizierten-Richtlinie der Euro-
päischen Union abgesenkt.

Ab 2010 intensivierte sich der Diskurs um den Fachkräftemangel und der Begriff
der „Willkommenskultur“ wurde zu einem Schlagwort in der Migrationsdebatte mit
dem Ziel, Deutschland für hochqualifizierte Zuwander:innen attraktiv zu machen.
Mit der tatsächlichen Willkommenskultur während des Flüchtlingszustroms
2015–17 hatte Deutschland (und dabei insbesondere die Kanzlerin Angela Merkel)
international für Aufsehen gesorgt. Die Migrationspolitik ist seitdem geprägt von
Bestrebungen hin zu einer gezielten Steuerung von Migration sowie dem Diskurs
um Integration der zugewanderten Flüchtlinge vorrangig aus der MENA-Region
(Naher Osten und Nordafrika). Diese Ausrichtung ist nicht zuletzt stark von der
immigrationsablehnenden rechtspopulistischen AfD, die vor allem in Ostdeutsch-
land Wahlerfolge verzeichnen konnte, mitgeprägt (Berning und Ziller 2020; Engler
et al. 2019).

Eine aktuelle Herausforderung (August 2022) besteht in der Integration Geflüch-
teter aus der Ukraine in Folge des russischen Angriffskriegs seit Februar 2022. Aller
Voraussicht nach kann hier vorrangig von einer temporären Zuwanderung ausgegan-
gen werden. In der öffentlichen Debatte ging es auch um die Frage, ob seit 2015–17
ein Institutionenlernen stattgefunden hat und inwieweit ukrainische Geflüchtete im
Vergleich zu Geflüchteten aus nicht-europäischen Ländern bevorzugt behandelt
wurden. Eine empirische Bewertung dieser Debatte steht noch aus.

Schauen wir auf den Ausländer:innenanteil sowie die Einbürgerungsrate als
zentrale Indikatoren für die Konsequenzen von Migrations- und Integrationspolitik.
Abb. 1 zeigt den Ausländer:innenanteil und absolute Zahlen zu Einbürgerungen im
Zeitverlauf. Mit Bezug auf den Ausländer:innenanteil zeigt sich eine wesentliche
Konstanz mit knapp unter 9 Prozent im Zeitraum zwischen 1995 und 2010. Die
Daten basieren auf der Bevölkerungsfortschreibung1 und aufgrund des Zensus in
2011 wurde die Zahl der in Deutschland lebenden Ausländer:innen um mehr als eine
Million Personen nach unten korrigiert. Seitdem steigt der Anteil der ausländischen
Bevölkerung kontinuierlich an, was in den Jahren 2011–2014 im Wesentlichen mit

1Hierbei werden alle aus dem Ausland zuziehenden Personen, die sich bei den Meldebehörden
anmelden, erfasst. Eine weitere Erfassung der ausländischen Bevölkerung erfolgt über das Aus-
länderzentralregister, das auf ausländerrechtlichen Bestimmungen basiert (Ausländer:innen, die
sich länger als 3 Monate in Deutschland aufhalten oder einen Aufenthaltstitel beantragt haben).
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der Zuwanderung aus afrikanischen Ländern über die Routen im Mittelmeer zu-
sammenhängt. In den Jahren 2014–16 kommt zusätzlich die Fluchtmigration, ins-
besondere aus Syrien, hinzu. Der Trend konsolidiert sich in den Jahren 2018–20. Mit
Bezug auf die Einbürgerungen lässt sich seit 2012 ein stagnierender Trend trotz
gestiegener Zuwanderung feststellen, wobei der kurze Anstieg bei Einbürgerungen
im Jahr 2019 Einbürgerungen britischer Staatsbürger:innen im Anschluss an den
Brexit widerspiegelt. Als möglicher Grund für die stagnierende Entwicklung können
die nachwie vor eher voraussetzungsreichenEinbürgerungsbedingungen (z. B.mehr-
jährige Aufenthaltsdauer, Einbürgerungstest, Vermeidung doppelter Staatsangehö-
rigkeit) gelten (Roth 2018).

Die Instrumente der Migrations- und Integrationspolitik umfassen unter anderem
Einreisebestimmungen und Grenzschutz, Regulierung von Visa, Aufenthaltstiteln
und Staatsangehörigkeit, Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse, Maßnah-
men zu Arbeitsmarktintegration sowie Antidiskriminierungsmaßnahmen. In der
Bundesrepublik sind sowohl Migrations- als auch Integrationspolitik größtenteils
der Gesetzgebung und Ausführung des Bundes unterworfen. Mit Bezug auf die

Abb. 1 Ausländer:innenanteil und Einbürgerungen im Zeitverlauf. Quelle: Eigene Darstellung
basierend auf Bevölkerungsfortschreibung des Statistisches Bundesamts (Destatis 2021)
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Integrationspolitik zeigt sich eine stärkere Verflechtung politischer Steuerung des
Bundes, der Länder und der Kommunen. Während die bundesdeutsche Ebene für die
Bereiche Staatsbürgerschaft und Aufenthaltsrecht, Zugang zum Arbeitsmarkt sowie
Antidiskriminierung zuständig ist, bestimmen die Bundesländer durch ihre Hoheit
im Bereich Bildung Integrationsergebnisse von Zugewanderten maßgeblich mit.
Auch existieren empirische Belege, dass mit Blick auf die Integration Geflüchteter
durchaus Unterschiede in der Permissivität versus Restriktivität politischer Maß-
nahmen zwischen den Bundesländern existieren (Reiter und Töller 2019). Integra-
tionsmaßnahmen scheinen dabei eher umfangreich in Ländern mit Regierungsbetei-
ligung linker Parteien zu sein, während ökonomischen Faktoren und der öffentlichen
Meinung nur eine geringe Bedeutung für die Erklärung solcher Unterschiede zu-
kommt (Meyer et al. 2021; Hörisch 2018).

Gemeinden sind eine weitere Ebene der integrationspolitischen Steuerung im
bundesdeutschen Mehrebenensystem. Zu den relevanten kommunalpolitischen
Handlungsfeldern zählen insbesondere die Administrierung sozialpolitischer Maß-
nahmen des Bundes (z. B. über Jobcenter), die Durchführung von Sprach- und
Integrationskursen sowie die Wohnunterbringung von Geflüchteten. Die kommunale
Ebene hat hier einen Handlungsspielraum bei der Umsetzung integrationspolitischer
Maßnahmen, was durchaus zu lokalen Unterschieden in Integrationsmaßnahmen
und deren Implementationspraxis führt (Ellermann 2006; Schammann 2015).

3 Vergleichende Perspektiven auf Migrations- und
Integrationspolitik in und jenseits der OECD-Welt

Zur besseren Einordnung der Bundesrepublik Deutschland im internationalen Ver-
gleich nutzen wir vergleichende Indikatoren zur Migrationspolitik und Integrations-
politik. Das Immigration Policies in Comparison (IMPIC) – Projekt zielte auf eine
Weiterentwicklung bisheriger Indikatoren zur Einwanderungspolitik (Helbling et al.
2017). Diese Erweiterung umfasst die Sammlung standardisierter Indikatoren, um
die Vergleichbarkeit sowohl über Länder hinweg als auch im Zeitverlauf (33 OECD-
Länder für den Zeitraum zwischen 1980 und 2010) zu ermöglichen.2 Konkret
differenzieren die IMPIC-Daten zwischen dem Modus Operandi, d. h. um welche
Vorschriften oder Kontrollen es sich handelt, und dem Locus Operandi, d. h. ob
Gesetze nach außen oder nach innen gerichtet sind. Des Weiteren unterscheidet
IMPIC zwischen vier verschiedenen Migrationsmotiven bzw. -gruppen: Arbeits-
migration, Asyl, Familienzusammenführung und Einwanderung aus historischen/
kulturellen Gründen. Die Indikatoren messen dabei den Grad der Restriktivität der
erhobenen Einwanderungsbestimmungen (für die untenstehende Grafik wurden die
Skalenwerte jedoch umgepolt, so dass hohe Werte liberale Einwanderungspolitik

2Einwanderungsbestimmungen werden dabei möglichst breit verstanden als Maßnahmen (ein-
schließlich Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen oder Anordnungen) in Bezug auf die Auswahl,
Zulassung, Niederlassung und Abschiebung von Nicht-Bürger:innen.

Migrations- und Integrationspolitik 5



anzeigen). Neben dem IMPIC-Projekt existieren weitere Projekte, die Migrations-
politik vermessen, darunter vergleichende Indikatoren des Projekts International
Migration Law and Policy Analysis (IMPALA, Beine et al. 2016) sowie die De-
terminants of International Migration 2010–2014, die eine Sammlung an spezi-
fischen Gesetzesänderungen darstellt (DEMIG, Haas et al. 2018).

Der Migrant Integration Policy Index (MIPEX) umfasst standardisierte Indikato-
ren zu verschiedenen Bereichen der Integrationspolitik und beruht auf Einschät-
zungen und Bewertungen von Gesetzen und Regulierungen durch Länderexpert:
innen. Die Bereiche umfassen Arbeitsmarktmobilität (z. B. Zugang und Mobilität,
Anerkennung ausländischer Abschlüsse, konkrete Integrationsmaßnahmen für Frau-
en und Jugendliche), Familienzusammenführung, Bildung (z. B. Zugang zum Bil-
dungssystem, Sprachvermittlung), politische Partizipation (z. B. Regelung des
Wahlrechts), Aufenthaltsrecht, Staatsbürgerschaftsrecht, Gesundheitsversorgung
und Antidiskriminierungsmaßnahmen. Die Teilindizes der einzelnen Bereiche kön-
nen zu einem Gesamtindex zusammengefasst werden, der von 0 bis 100 läuft
(höhere Werte weisen auf eine umfassendere Integrationspolitik hin) und aktuell
für mehr als 56 Länder und mehrere Zeitpunkte (2007 bis 2020) verfügbar ist.3

Ein Streudiagramm mit Werten für Länder, die in beiden Datensammlungen für
das Jahr 2010 gültige Werte aufwiesen, findet sich in Abb. 2. Je höher die Werte,
desto permissiver ist der Policy-Mix für die Migrationspolitik (y-Achse) oder um-
fassender ist die Integrationspolitik (x-Achse). Die gestrichelten Linien repräsentie-
ren Medianwerte und teilen dadurch die Länder in einzelne Quadranten ein. Es fällt
zunächst auf, dass für die abgebildeten OECD-Staaten eine substanziell große
Streuung der Index-Werte auf beiden Dimensionen zu beobachten ist. Es gibt alle
möglichen Kombinationen von restriktiven/permissiven Policy-Mixes in diesen
fortgeschrittenen Industrienationen. Das einzige übergreifende Muster ist, dass die
Varianz auf der Einwanderungsdimension für hohe Werte auf der Integrationsdimen-
sion gering ist: Für OECD-Länder mit einer umfassenden Integrationspolitik sind die
Einwanderungspolitiken recht einheitlich.

In Quadrant 1 sind Länder mit restriktiver Einwanderungspolitik sowie limitierter
Integrationspolitik zu finden. Neben Ungarn und Dänemark sind in dieser Klassifika-
tion Griechenland, Österreich und Luxemburg sowie Mexiko als nichteuropäischer
OECD-Staat zu finden. Eine permissive Einwanderungspolitik und limitierte Integra-
tionspolitik (Q2) charakterisieren Staaten wie Spanien, Portugal, die Schweiz, Estland,
Slowakei und Japan. Permissive Einwanderungspolitik und umfassende Integrations-
politik (Q3) findet sich in Schweden, Norwegen, Deutschland, Frankreich und Aus-
tralien. Unter den Staaten mit einer restriktiven Einwanderungspolitik, aber einer
umfassenden Integrationspolitik sind neben den klassischen Beispielen, wie den

3Eine umfassende Dokumentation und die Möglichkeit, die Daten zu beziehen, finden sich unter
https://mipex.eu. Neben den MIPEX-Indikatoren existieren weitere Projekte wie der Multicultural
Policy Index (MCP, Banting und Kymlicka 2013) oder die Indicators of Citizenship Rights for
Immigrants (ICRI, Koopmans et al. 2012).
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Vereinigten Staaten, Kanada und Neuseeland, Staaten wie Belgien, Finnland und
Irland zu finden (Q4).

Im internationalen Vergleich steht Deutschland ziemlich genau in der Mitte beider
Dimensionen, nahe beim Median der jeweiligen Dimension. Interessant ist dabei,
dass von den direkt angrenzenden Ländern lediglich Frankreich und Luxemburg in
der Nähe liegen. Belgien, Dänemark, die Niederlande, Österreich, Polen und die
Schweiz liegen deutlich entfernt (in unterschiedliche Richtungen [Daten für Tsche-
chien fehlen]). In anderen Worten: Die vorliegenden Daten verdeutlichen recht
substanzielle Unterschiede bei den konkreten Policy-Strategien zwischen Deutsch-
land und den meisten unmittelbar angrenzenden Ländern. Dies ist bemerkenswert,
sind doch alle Staaten (bis auf die Schweiz) Mitglieder der Europäischen Union, und
verweist auf die Rolle pfadabhängiger oder parteipolitischer Faktoren. Für die
Länderwelt außerhalb der OECD fehlt bisher eine ähnlich reichhaltige Datenbasis.4

Schaut man exemplarisch auf Nicht-OECD-Länder, sieht man die Zusammen-
hänge von Migration mit noch ganz anderen Dynamiken. Beispielsweise ist die
internationale Migration und ihre Steuerung zwischen Uganda und der Republik
Côte d’Ivoire mit ihren jeweiligen Nachbarländern ein wichtiges Politikum, das
großes Konfliktpotenzial birgt (Hartmann und Biira 2021). Tunesien stellte seine
Migrationspolitik als Reaktion auf die massiven Flüchtlingswellen von Libyer:innen
nach dem Sturz Gaddafis grundlegend um (Bonci und Cavatorta 2021). Die

Abb. 2 Migrations- und Integrationspolitik in OECD-Staaten. (Quelle: Eigene Darstellung basie-
rend auf Daten von Huddleston et al. (2015) und Helbling et al. (2017))

4Einige Datensätze für eine breitere Länderauswahl mit weniger Policy-Informationen sind:
DEMIG (2015); International Organization of Migration (2015).
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Schwellenländer Belarus, Russland und Ukraine wiederum nutzen Einwanderungs-
politik systematisch, um ihre alternden Gesellschaften zu verjüngen, ein Problem,
das bei ihnen noch gravierender als in der OECD-Welt ist, ohne dass sie jedoch
bisher wirksame Policies installiert haben (Kazimov und Zakharov 2021).

4 Migrationspolitik

4.1 Wer darf ins Land? Grundprinzipien und ihre Anwendung
in Deutschland

Zur effektiven Steuerung von Einwanderung aus einem anderen Land muss es erst
einmal ein Grenzregime geben, d. h. fest definierte Grenzen, und Bewegungen von
Personen darüber hinweg müssen mithilfe von Grenzkontrollen, Einwohnerregis-
tern, offiziellen persönlichen Dokumenten wie Pässen, Aufenthaltstiteln, Kontrollen
und Bekämpfung illegaler Schleuserorganisationen gesteuert werden (Heckmann
2015, S. 62). Eine effektive Steuerung von Einwanderung ist deswegen nur in
modernen Staaten mit umfangreicher Kontroll-Infrastruktur möglich. Für solch
eine Kontrolle von Einwanderung (Kontrolle bzw. Steuerung von Auswanderung
lassen wir hier aus Platzgründen weg) bedarf es eines gut funktionierenden, souve-
ränen Staates (Joppke 1999, S. 1). Obwohl menschliche Wanderung so alt ist wie die
Menschheit selbst, ist eine staatliche Politik der Einwanderung ein neueres Phäno-
men der letzten 150 Jahre.

Wir skizzieren hier kurz die grundsätzlichen Legitimierungsgründe und zeichnen
diese dann für Deutschland nach. An erster Stelle dürfen natürlich diejenigen mit der
Staatsbürgerschaft des Landes einreisen bzw. diejenigen, die aufgrund internationa-
ler Vertragswerke wie der EU oder des Commonwealth über eine Einreiseberechti-
gung verfügen.

Es gibt vielfältige Formen von legaler Zuwanderung, die wir für Deutschland nur
lückenhaft unter Konzentration auf die wichtigsten Gruppen und Legitimations-
grundlagen beschreiben können. Dabei gibt es eine grundsätzliche Unterscheidung
zwischen der Erlaubnis für einen unbegrenzten und einen zeitlich begrenzten
Aufenthalt.

Die erste Einreiselegitimation für einen unbegrenzten Aufenthalt in Deutschland
fließt direkt aus der Staatsangehörigkeit bestimmter Einwander:innen. Die größte
Gruppe mit Recht zu einem unbegrenzten Aufenthalt in Deutschland stellen im Jahr
2022 Bürger:innen der Europäischen Union, der Nicht-EU-Länder der European
Economic Area (Liechtenstein, Norwegen und Island) und der Schweiz sowie ihre
Familienangehörigen dar. Ein ähnliches Recht gibt es für permanente Bewohner:
innen eines anderen EU-Landes mit unbefristetem Aufenthaltstitel in diesem ande-
ren EU-Mitgliedstaat. Somit durften im Jahr 2022 etwa 445 Mio. Menschen nach
Deutschland einreisen und sich dort unbegrenzt aufhalten.

Eine zweite Einreiselegitimation folgt aus dem Bedarf an Arbeitskräften. Dieser
Bedarf kann strikt zeitlich begrenzt sein, wie bei der Saisonarbeit in Landwirtschaft
und Tourismus, oder begrenzt, aber offen für verschiedene Verlängerungen, wie
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diverse Programme zur Anziehung von hochausgebildeten Arbeitskräften. In
Deutschland erlaubt beispielsweise das EU-Bluecard-System Menschen nach be-
stimmten Kriterien (z. B. abgeschlossenes Hochschulstudium und ein Gehalt einer
bestimmten Höhe) einzuwandern. Oder: Nicht-EU-Bürger:innen, die keine unbe-
fristete Aufenthaltsgenehmigung haben, können nach Abschluss eines Studiums im
Ausland 18 Monate lang in Deutschland arbeiten, ohne eine weitere Genehmigung
erhalten zu müssen. Inhaltlich zuordnen kann man der Arbeitslogik auch die Er-
laubnis, zum Zwecke der Ausbildung nach Deutschland zu kommen, oder die
Möglichkeit für selbstständige Investoren mit eigenem Kapital in Deutschland eine
Firma zu gründen.

Eine dritte Einreiselegitimation liegt in der Abwendung von Gefahr für Leib und
Leben. Hier können Menschen als Schutzberechtigte anerkannt werden (als Flücht-
linge oder als Asylsuchende nach positivem Entscheid). Beide Status führen erst
einmal zu einer befristeten Aufenthaltsgenehmigung mit unterschiedlichen Rechts-
grundlagen. In Deutschland gibt es ein individuelles Recht auf ein Asylverfahren,
das im Grundgesetz verankert ist und das vor politischer Verfolgung oder Verfol-
gung aufgrund unveränderlicher Merkmale schützt. Flüchtlinge bekommen die
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung auf Grundlage der Genfer Flüchtlingskon-
vention entweder aufgrund individueller Prüfung oder aufgrund einer Art summari-
schen Erlaubnis für eine bestimmte Gruppe, die vorübergehend durch die Bundes-
regierung oder die EU definiert worden ist („Kontingentflüchtlinge“). Wenn weder
der Flüchtlings- noch der Asylstatus zugesprochen wird, können Menschen noch
subsidiären Schutz erfahren, wenn z. B. ein Krieg in ihrem Herkunftsland herrscht
und weiterhin Gefahr für ihr Leib und Leben besteht, oder sie werden wegen eines
Abschiebungsverbots geduldet.

Eine vierte Einreiselegitimation entspringt der Zugehörigkeit zu einer Familie,
vor allem für Kinder oder Ehepartner:innen von Personen, die eine eigene Aufent-
haltsgenehmigung haben. Hier gibt es sehr unterschiedliche Regelungen, die von der
automatischen Anerkennung beispielsweise des Ehemanns ohne EU-Staatsbürger-
schaft einer EU-Bürgerin bis hin zu einer eigenen Prüfung reichen. In diesem Punkt
unterscheidet sich Deutschland von anderen Staaten darin, dass die Familie als
besonders schützenswert im Grundgesetz ausgewiesen ist (Art. 6).

Eine fünfte Legitimation betrifft vorübergehende Besuche beispielsweise als
Tourist:innen oder für andere nicht-kommerzielle Aktivitäten. Solche Aktivitäten
sind in Deutschland für sehr viele Menschen mit oder ohne Visa möglich. Schluss-
endlich gibt es noch Kleinstgruppen mit eigenen Regeln wie Diplomat:innen oder
Mitglieder der Nato-Truppen.

Deutschland weist einige Besonderheiten bei Einwanderungsgruppen auf, die für
andere Länder nicht existieren und wegen ihrer Größen äußerst relevant zum Ver-
ständnis von Migration in Deutschland sind. Neben der Einwanderung von Men-
schen des jeweiligen „anderen“ Deutschlands zwischen 1949 und 1990 galten
besondere Regeln für (Spät-)Aussiedler:innen. Darunter wurden deutsche Volks-
zugehörige verstanden, deren Vorfahren vor Jahrhunderten aus den Gebieten des
jetzigen Deutschlands ausgewandert waren und die ihre deutsche Herkunft über
Sprache und andere kulturelle Verhaltensweisen weitergelebt hatten. Zwischen 1950
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und 2020 waren etwa 4,6 Mio. (Spät-)Aussiedler:innen nach Deutschland immi-
griert, vor allem aus der ehemaligen Sowjetunion (2,4 Mio.), Polen (1,5 Mio.) und
Rumänien (0,4 Mio.) (Bundeszentrale für politische Bildung 2022). Diese Zugewan-
derten bekamen direkt nach Ankunft die deutsche Staatsangehörigkeit vor allem
nach der Logik des Bundesvertriebenengesetzes.

Im internationalen und historischen Vergleich sind vermutlich folgende Regelun-
gen in Deutschland für die Einwanderung besonders hervorzuheben: (1) die groß-
zügigen Regeln innerhalb der European Economic Area und der Schweiz als
EU-Mitgliedsland, (2) der hohe Stellenwert des Rechts auf Asyl (GG Art. 16a,
Abs. 1), (3) der besondere Schutz der Familie (GG Art. 6, Abs. 1), beide im Grund-
gesetzt selbst als höchste Güter verankert, sowie (4) eine arbeitsmarktgetriebene
Einwanderungspolitik, die es qualifizierten Arbeitsmigrant:innen immer einfacher
macht nach Deutschland einzuwandern (Hess und Green 2016).

4.2 Was sind die Ursachen für Unterschiede bei
Migrationspolitik?

Mit Bezugnahme auf die IMPIC-Indikatoren zur Restriktivität der Einwanderungs-
politik existieren verschiedene Studien, die darauf abzielen, Unterschiede zwischen
Ländern sowie Veränderungen im Zeitverlauf empirisch zu erklären. Dabei zeigt eine
Validierungsstudie (Schmid 2020), dass die komplexe Welt der Einwanderungspoli-
cies letztendlich sehr klar auf zwei latente Dimensionen, das Citizenship Regime und
das Immigrationship Regime, reduziert werden kann. Je näher die Daten an die
Gegenwart kommen, desto stärker wird der positive Zusammenhang zwischen Ein-
wanderungs- und Bürgerschaftspolitiken: Liberalere Policies auf der einen Dimension
gehen immer stärker mit einer permissiven Position auf der anderen Dimension einher.

Helbling und Leblang (2019) zeigen mit einer vergleichenden Analyse von
OECD-Policies der IMPIC-Datenbank und internationalen Migrationsströmen,
dass Einwanderungspolicies grundsätzlich effektiv sind, in dem Sinne, dass restrikti-
vere Policies zu geringeren Strömen führen. Dabei werden die Effekte moderiert
vom Niveau der Arbeitslosigkeit des empfangenden Landes (weil Regierungen bei
hoher Arbeitslosigkeit ihren eigenen Arbeitsmarkt eher schützen), von der Frage, ob
es sich bei den Sendeländern um ehemalige Kolonien handelt, und von der Größe
der jeweiligen Gruppe in dem empfangenden Land (weil dann die Diffusion von
Informationen effektiver ist).

Zudem existieren zeitliche Muster, die man mithilfe der IMPIC-Datenbank nach-
zeichnen kann. Auf der Immigrationsdimension wählten gegen Ende der Beobach-
tungsperiode 2011 immer mehr OECD-Staaten ein liberales Set von Policies und
wurden sich immer ähnlicher. Es wurde also im Trend zunehmend einfacher, in die
OECD-Länder einzuwandern. Auf der Citizenship-Dimension wurde eine liberali-
sierende Tendenz bis 2000 festgestellt, gefolgt von einer Periode stärkerer Restrik-
tion. Der Erwerb der Staatsbürgerschaft wurde dementsprechend für einen langen
Zeitraum zunehmend einfacher und anschließend in der Tendenz wieder schwerer.
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Ebenfalls in einer Analyse des IMPIC-Datensatzes für OECD- und EU-Länder
differenzieren Schultz et al. (2021) zwischen Einwanderungspolitiken, die sich eher
am heimischen Arbeitsmarkt orientieren, und denjenigen, die eher humanitäre Mo-
tive für Asyl- und Flüchtlingspolitik in den Vordergrund stellen. Neben dem bereits
beschriebenen zeitlichen Trend- und Konvergenzmuster finden sie keinen Beleg,
dass die parteiliche Zusammensetzung der Regierungen oder die Größe des Wohl-
fahrtsstaates nennenswerte Effekte erzeugen. Innerhalb eines Landes hat lediglich
die zeitlich sich verändernde Stärke rechter Anti-Immigrations-Parteien einen po-
sitiven Effekt auf stärkere Orientierung am Arbeitsmarkt im Vergleich zur Asyl-
orientierung. Die EU-Mitgliedschaft geht mit einer stärkeren Asylorientierung
einher.

In der Analyse des mehrere Zeitpunkte zwischen 1945 und 2010 abdeckenden
Datensatzes DEMIG POLICY mit 45 Ländern, die teilweise mit den IMPIC-Län-
dern überlappen, beschreiben die Autor:innen eine Liberalisierung der Einwan-
derungspolitik seit 1945, die sich mit 1989 etwas verlangsamte (Haas et al. 2018).
Diese zunehmende zuwanderungsfördernde Position wird vor allem durch einen
einfacheren Zugang für hochgebildete Einwander:innen getrieben, das bedeutet eine
zunehmende Selektivität, deren Begründung durch die Bewertung des „Human-
kapitals“ von Zugewanderten bemessen wird.

Darüber hinaus haben Unterschiede zwischen Ländern historische Wurzeln, die
in vergleichend historischen Analysen herausgearbeitet worden sind und in der
Klassifizierung von Einwanderungsregimen mündeten, um den komplexen, pfad-
abhängigen Mix der Einwanderungspolitik zu erklären (Boucher und Gest 2018).
Hier lassen sich nur einige Determinanten beispielhaft aufzählen: Kolonialismus und
seine Abwicklung, langfristige Push-Faktoren in relevanten Auswanderungsregio-
nen, wie wenig Arbeitsplätze, oder die Issue-Salienz des Themas Einwanderung
aufgrund strategischen Verhaltens politischer Akteure. Grundsätzlich ist die Aus-
sagekraft der bestehenden vergleichenden Analysen limitiert, da diese vorrangig zu
wenigen westlichen Ländern durchgeführt worden sind und nur wenig zu anderen
Regionen. Eine globale Herangehensweise zur komparativen Einwanderungspolitik
liegt unseres Erachtens noch nicht vor (Natter 2018; Vanhuysse und Goerres 2021),
wenngleich die neueren Datenbanken auch neue Möglichkeiten erahnen lassen.

5 Integrationspolitik

5.1 Grundlagen und systematisch-vergleichende Ansätze

Die Integration von Zugewanderten ist ein Prozess, in dem Zugewanderte sprachliche
und kulturelle Fähigkeiten erwerben, am Bildungssystem und Arbeitsmarkt teilneh-
men, soziale Bindungen zu Mitgliedern der Aufnahmegesellschaft aufbauen, sich
politisch beteiligen und sich zunehmend mit der Gesellschaft, in der sie leben,
identifizieren (Freeman 2004). Konkret zielen Maßnahmen zur Integration von Zu-
gewanderten daher zum einen auf die Regulierung von permanentem Aufenthalt und
Staatsbürgerschaft. Zum anderen umfassen sie Maßnahmen, um den Spracherwerb zu
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erleichtern, Integrations- oder Staatsbürgerschaftskurse sowie die Bereiche Bildung,
arbeitsmarktbezogene Maßnahmen, Gesundheitsversorgung und Wohnangelegenhei-
ten.

Staatsangehörigkeit ist ein formal-rechtlicher Status, der den Zugang zu zivilen,
politischen und sozialen Rechten und Pflichten festlegt. Die entsprechenden Rechte
(z. B. Wahlrecht, Schutzrechte im Ausland) und Pflichten (z. B. früher Wehr- und
Zivildienstpflicht, bei Berufung ein ehrenamtliches Schöffenamt übernehmen) wer-
den zusammenfassend als Staatsbürgerschaft bezeichnet. Da dieser Begriff weiter-
gehender als der der Staatsangehörigkeit ist (und gleichzeitig Staatsangehörigkeit
impliziert), wird dieser hier vornehmlich verwendet. In Abgrenzung zu Staatsange-
hörigkeit und Staatsbürgerschaft als rechtliche Begriffe bezieht sich der Begriff
Nationalität auf das Land, in dem man selbst (und die eigenen Vorfahren) geboren
wurden. In jedem Fall bilden Staatsbürgerschaft und Nationalität für zugewanderte
Personen die Grundlage für eine Identifizierung mit der Aufnahmegesellschaft
(Hainmueller et al. 2015). Gleichzeitig prägen rechtliche Fragen und gesellschaftli-
che Debatten über den Zugang zur Staatsbürgerschaft soziale Normen darüber, „wer
dazu gehören soll bzw. darf“ und wer außen vor bleibt (Soysal 1994).

Für Zugewanderte wird idealtypisch davon ausgegangen, dass sie im Zuge der
Integration ihre Zugehörigkeit zu und Loyalität gegenüber der Herkunftsgesellschaft
auf die Aufnahmegesellschaft verschieben. Dieser Prozess ist symbolisch gekenn-
zeichnet durch den Erwerb der neuen Staatsbürgerschaft und dem „Ablegen“ der
alten. Ob eine solche kategoriale Sichtweise auf Staatsbürgerschaft der Lebens-
realität von Zugewanderten gerecht wird, ist diskutabel. Darüber hinaus ist in einer
zunehmenden Zahl an Ländern die mehrfache Staatsbürgerschaft (z. B. duale Staats-
bürgerschaft) gesetzlich geregelt (Harpaz 2019). Gleichzeitig entstehen in vielen
Aufnahmegesellschaften intermediäre Modelle, bei denen Zugewanderte zwar keine
vollumfänglichen sozialen und politischen Rechte im Sinne einer Staatsbürgerschaft
genießen, jedoch beispielsweise bei lokalen Wahlen mitwählen dürfen (Finotelli und
Michalowski 2012; Vierus et al. 2022).

In einer sehr allgemeinen Form können Staatsbürgerschaftsregime als ethnisch
oder bürgerlich (civic) klassifiziert werden, je nachdem, ob der Zugang zur Staats-
bürgerschaft durch die Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe vererbt wird oder
andere Formen des Staatsbürgerschaftserwerbs existieren (Brubaker 1994).5 Das
sogenannte ethnische Staatsbürgerschaftsmodell definiert Zugehörigkeit über ge-
meinsame Abstammung, Sprache und Kultur. Als Beispiele für das ethnische Modell
lassen sich Deutschland bis 1999, die Türkei, Japan und weitere Staaten in Asien,
Afrika sowie des Nahen Ostens anführen. Beim bürgerlichen Modell lässt sich eine
weitere Unterscheidung treffen. Das republikanische Submodell versteht die Nation
als politische Gemeinschaft basierend auf der Verfassung und weiteren Gesetzen und

5Oftmals wird auch zwischen ius sanguinis, eine über das „Blut“ bzw. verwandtschaftliche Verhält-
nisse weitergegebene Staatsbürgerschaft, und ius soli, eine mit dem Geburtsort begründete Staats-
bürgerschaft, unterschieden. Diese Unterscheidung lässt allerdings weitere Möglichkeiten des
Staatsbürgerschaftserwerbs außer Acht.
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Normen. Frankreich und die Vereinigten Staaten sind hier oft zitierte Beispiele. Das
multikulturelle Submodell betont ebenfalls die politische Gemeinschaft basierend
auf gemeinsamen Normen, ist allerdings offen für Zugewanderte und ethnische
Minderheiten, die durchaus ihre kulturellen Eigenheiten aufrechterhalten können
bzw. sollen – solange die geltenden Gesetze und Normen als Grundlage anerkannt
werden (Wright und Bloemraad 2012). Obwohl Multikulturalismus seit den 1990ern
an Einfluss verliert, können Kanada und Schweden weiterhin als Beispiele für
Staatsbürgerschaftsregime mit starken multikulturellen Elementen angeführt
werden.

Ähnliche Klassifizierungen wurden beispielsweise von Greenfeld (1999) vor-
genommen, der zwischen kollektivistisch-ethnischen, individualistisch-bürgerlichen
und kollektivistisch-bürgerlichen Staatsbürgerschaftsregimen unterscheidet. Die
Aufteilung in kollektivistisch und individualistisch spiegelt dabei den Grad wider,
in dem von Zugewanderten erwartet wird, dass sie sich in die Aufnahmegesellschaft
integrieren und kulturelle Besonderheiten aufgeben. Ebenso steht das Ausmaß, in
dem ethnische und kulturelle Unterschiede politisch akzeptiert (oder sogar gefördert)
werden, im Zentrum des assimilationistischen versus multikulturellen Verständnis-
ses von Integration (Banting und Kymlicka 2013). Während klassische Studien
Länder kategorisch in Integrationsregime einteilen, ermöglichen neuere Ansätze
eine kontinuierliche Policy-Klassifizierung entlang zahlreicher Teildimensionen
von Integration (Helbling 2013). Typischerweise reichen diese Indikatoren von
limitierten (bzw. eingeschränkten) bis zu umfassenden Policies und beinhalten
auch Unterdimensionen wie individuelle und kulturelle Rechte (z. B. ICRI – Index
of Citizenship Rights for Immigrants; Koopmans et al. 2012). Andere Indikatoren
beziehen sich auf politische, kulturelle, arbeits-, familien- und bildungsbezogene
Integrationsbereiche (z. B. MIPEX – Migration Integration Policy Index; Huddles-
ton et al. 2015).

Die Bundesrepublik Deutschland lässt sich bezogen auf Staatsbürgerschaft seit
Anfang der 2000er-Jahre als Mischtypus mit ethnischen, assimilatorischen und
multikulturellen Anteilen klassifizieren. Zwar spielt weiterhin die ethnische Her-
kunft eine grundlegende Rolle für den Erwerb der Staatsbürgerschaft, was sich
beispielsweise anhand der Einbürgerung von Spätaussiedler:innen aus den vormali-
gen Sowjetrepubliken oder Brit:innen mit deutschen Wurzeln nach dem Brexit-
Votum 2016 zeigt. Zugleich bestimmten seit den 2000ern assimilatorische Maß-
nahmen den Charakter Deutschlands als Einwanderungsgesellschaft. Hierzu zählen
Sprachkenntnisse und das Bestehen sogenannter Integrationskurse als Vorausset-
zung für den Erwerb von Staatsbürgerschaft sowie Beschränkungen bei der dualen
bzw. mehrfachen Staatsbürgerschaft. Hinsichtlich multikultureller Elemente können
spezifische Gruppenrechte (z. B. Sprachunterricht, Feiertage) der sorbischen, friesi-
schen und dänischen Minderheit angeführt werden. Seitdem SPD, Grüne und FDP
als Regierungsparteien fungieren, nehmen zudem multikulturelle Elemente bei der
Integrationspolitik zu.6 Dieser allgemeine Trend hin zu einer eher umfassenden bzw.

6Hierzu zählt beispielsweise das Ziel, Mehrfachstaatsangehörigkeit zu erleichtern (SPD et al. 2021).
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liberalen Staatsbürgerschafts- und Integrationspolitik lässt sich nicht nur für
Deutschland konstatieren, sondern ist eine weltweite Entwicklung hin zu einem
Mehr an Liberalisierung (Haas et al. 2018) und ist nicht zuletzt auf einenWettbewerb
um Fachkräfte zurückzuführen (Laubenthal 2019). Dass diese Liberalisierung nicht
ausnahmslos ist, zeigen Entwicklungen wie zunehmende Restriktivität der Migrati-
ons- und Integrationspolitik unter Orbán in Ungarn oder der Trump-Administration
in den Vereinigten Staaten. Dabei ist auch eine zunehmende Kluft zwischen um-
fassenden bzw. liberalen formalen Policies und einem durchaus immigrationskriti-
schen öffentlichen Diskurs, inklusive eines Erstarkens immigrationsablehnender
rechtspopulistischer Strömungen, zu beobachten.

5.2 Wie lassen sich Unterschiede bei Integrationspolicies
erklären?

Integrationspolicies zielen vorrangig auf die Integration von Zugewanderten (teil-
weise auch etablierten ethnischen Minderheiten). Es ist daher naheliegend, dass der
Umfang und die Art der Zuwanderung (arbeitsbezogen, Familiennachzug, Flucht-
migration) die Ausgestaltung und Implementation von Integrationspolicies beein-
flussen. Ein Beispiel hierfür sind unbegleitete Geflüchtete während der sogenannten
Flüchtlingskrise, die den Sozialstaat und das Schulsystem in den Aufnahmeländern
vor große Herausforderungen stellten (Aflaki und Freise 2021). Dafür wurden in
Ländern wie Deutschland und Schweden neue Gesetze eingeführt, die Bedürfnisse,
Status und Rechte unbegleiteter Geflüchteter regelten. Auch wurden umfangreiche
Finanzierungshilfen für Kommunen beschlossen. Weitere Erklärungsfaktoren sind
Umfang und zeitliche Zunahme der Zuwanderung, die tendenziell mit der Einfüh-
rung zusätzlicher integrationspolitischer Maßnahmen einhergehen (Koopmans et al.
2012). Auch wenn man davon ausgehen kann, dass durch ein Mehr an Zuwanderung
das Portfolio an Integrationsmaßnahmen erweitert wird, ist dies kein Automatismus.
So können knappe Ressourcen oder ideologische Faktoren auch durchaus zu einer
restriktiveren Integrationspolitik trotz hohen Zuwanderungsraten führen, wie die
Beispiele Ungarn unter Orbán und Vereinigte Staaten unter Trump zeigen (Clapton
2021; Zubikova 2021).

In einer ähnlichen Weise spielen ethnische Minderheiten für eine langfristige
Entwicklung von Integrationskonzepten eine wichtige Rolle. Beispielsweise war die
Einführung des Bikulturalismus und Bilingualismus in Kanada (1969) eine Reaktion
auf die Unzufriedenheit und nationalistische Bestrebungen der frankophonen Min-
derheit in den 1960er-Jahren. Die Einführung des kanadischen Multikulturalismus
durch Ministerpräsident Pierre Trudeau erfolgte wenige Jahre später (1971) auf
Empfehlung der Royal Commission on Bilingualism and Biculturalism, die seit
1963 den Annäherungsprozess der englisch- und französischsprachigen Teile des
Landes begleitete. Dies illustriert, dass historische Faktoren und policyspezifische
Pfadabhängigkeiten bei der Erklärung von Unterschieden bei Integrationspolitik
eine gewichtige Rolle spielen. In ähnlicher Weise finden Koopmans et al. (2012),
dass der Umfang der gewährten Rechte für Zugewanderte zu einem früheren
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Zeitpunkt in substanzieller Weise den Umfang der Rechte zu einem späteren Zeit-
punkt voraussagt. Darüber hinaus geht ein hoher Anteil von Wähler:innen mit
Migrationshintergrund mit umfangreicheren Rechten einher, wohingegen der Wahl-
erfolg rechtspopulistischer Parteien einen geringeren Umfang an Rechten voraussagt
(Koopmans et al. 2012). Der Erklärungsbeitrag der Faktoren Wirtschaftswachstum,
EU-Mitgliedschaft, Regierungsbeteiligung linker Parteien sowie Rechtsstaatlichkeit
war hingegen zu vernachlässigen.

Ein weiterer Faktor, der in einigen Studien als maßgebliche Determinante für
Unterschiede bei Integrationspolitik angeführt wird, ist die öffentliche Meinung. Die
Idee hierfür – inspiriert durch die Median-Wähler:in-Hypothese – ist, dass der
Gesetzgeber responsiv gegenüber der öffentlichen Meinung ist und verstärkte For-
derungen nach restriktiverer Politik auch entsprechende Politikänderungen in Gang
setzen können. Für diesen Ansatz existieren empirische Belege (Butz und Kehrberg
2019), wobei der Zusammenhang durchaus an Bedingungen, wie der zeitlichen
Nähe zur nächsten Wahl oder dem (antizipierten) Wahlerfolg rechtspopulistischer
Parteien, geknüpft sein dürfte (Abou-Chadi und Krause 2020). Gleichzeitig stellt
sich die Frage, ob der Zusammenhang zwischen öffentlicher Meinung und Policies
kausal in diese Richtung verläuft oder umgekehrt (bzw. reziprok) Policy auf öffent-
liche Meinung wirkt (siehe dazu auch nächster Abschnitt).

Wie bei allen Politikfeldern ist es wichtig, zwischen der Politikformulierung
(„Output“) und dem Resultat der Politikimplementation („Outcome“) zu unterschei-
den. Das kann bedeuten, dass konkurrierende Regulierungen die Outcomes von
Integrationspolitik verändern (z. B. kann eine permissive Zuwanderungspolitik zu
einem Anstieg an Zuwanderung führen, der sich wiederum auf die Umsetzbarkeit
von Integrationsmaßnahmen auswirkt). Zudem können die Interpretation und An-
wendung gesetzlicher Regelungen durch die Verwaltung zu unterschiedlichen Out-
comes führen. Selbst wenn nationale Politiken den gesetzlichen Rahmen vorgeben,
sind oftmals Kommunalverwaltungen für die Umsetzung der Politik verantwortlich
und haben in der Regel einen gewissen Ermessensspielraum bei der Anwendung.
Ein Beispiel hierfür ist die Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen unab-
hängig vom legalen Aufenthaltsstatus der Zugewanderten (Marrow 2012).

5.3 Der Einfluss von Integrationspolitik auf
Integrationsergebnisse von Zugewanderten

Integrationspolitik hat zum Ziel, die Integration von Zugewanderten in die Auf-
nahmegesellschaft zu fördern. Dabei kann es sich einerseits um das Ziel der Assi-
milation handeln, also eine weitgehende Angleichung von Werten und Identität der
Zugewanderten an die der Aufnahmegesellschaft – ohne ein nennenswertes Ver-
haften in Zusammenhängen der Herkunftsgesellschaft. Andererseits werden im Falle
der sogenannten Mehrfachintegration zwar kulturelle Elemente der Aufnahme-
gesellschaft übernommen, die Kultur der Herkunftskultur wird jedoch nicht abge-
legt, sondern aufrechterhalten (Heckmann 2015, S. 75–78). Ob nun Assimilation
oder Mehrfachintegration mit Integrationspolitik angestrebt wird, ist letztendlich
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eine normativ-politische Entscheidung. In Abgrenzung zu Assimilation und Mehr-
fachintegration werden Segmentation (Verhaften in Zusammenhängen der Her-
kunftsgesellschaft, ohne Integration) und Marginalisierung (Ausgrenzung ohne re-
levante Zugänge zu Herkunfts- und Aufnahmegesellschaft) als Ergebnisse von
(gescheiterter) Integration angeführt. Aufgrund weithin negativer Auswirkungen
jener Zustände kann das Entgegenwirken gegen mögliche Ursachen, wie z. B. resi-
dentielle Segregation, als Ziel von Integrationspolitik gelten.

Bevor wir Befunde der empirischen Forschung zu den Auswirkungen von Staats-
bürgerschaft, Integrationsregimen und zielgerichteten Integrationsmaßnahmen zu-
sammenfassen und einordnen, sei auf die zentralen konzeptionellen Abgrenzungen
von Integrationsbereichen hingewiesen. Idealtypisch wird zwischen struktureller,
kultureller, sozialer und identifikativ-politischer Integration unterschieden. Zwar
bauen diese Bereiche aufeinander auf,7 insgesamt ist allerdings von einer verzahnten
und sich wechselseitig beeinflussenden Integrationsdynamik auszugehen. Struktu-
relle Integration bezieht sich auf die „Mitgliedschaft in Kerninstitutionen der Auf-
nahmegesellschaft“ (Heckmann 2015, S. 72) und meint insbesondere den Erwerb
von Bildungsabschlüssen, die Platzierung am Arbeitsmarkt sowie die Teilhabe an
sozialen Sicherungssystemen. Als fördernde politische Maßnahmen gelten beispiels-
weise Regulierungen über die Anerkennung ausländischer Abschlüsse und Berufs-
erfahrung, Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis, Fördermaßnahmen im Bereich
Bildung und Ausbildung sowie Antidiskriminierungsmaßnahmen. Kulturelle Inte-
gration bezieht sich weitgehend auf das Erlernen der Sprache der Aufnahmegesell-
schaft sowie kulturelle Angleichungsprozesse im Bereich der Wertorientierungen
(z. B. Einstellungen hinsichtlich Geschlechterrollen sowie Pluralismus). Als för-
dernde politische Maßnahmen sind hier (verpflichtende) Sprach- und Integrations-
kurse zu nennen. Die soziale Integration umfasst das Eingebundensein in Freund-
schaftsnetzwerken, die Mitgliedschaft in Vereinen und Organisationen sowie
interethnische Eheschließungen. Die politischen Einflussmöglichkeiten auf soziale
Integration sind eher indirekter Art und umfassen Wohnungspolitik, Regeln zum
Familiennachzug, Antidiskriminierungsmaßnahmen und die Förderung von Sport-
und Kulturvereinen. Die identifikativ-politische Integration betrifft Zugehörigkeits-
gefühle von Zugewanderten mit der Aufnahmegesellschaft sowie die politische
Beteiligung beispielsweise bei Wahlen. Wichtigstes Instrument ist hierbei die
Staatsbürgerschaft.8

Der Staatsbürgerschaftserwerb stellt eine Kerndimension der Integration von
Zugewanderten dar. Einbürgerung bedeutet nicht nur eine Änderung des Rechts-
status und die Berechtigung zur politischen Teilhabe (z. B. Beteiligung an nationalen
Wahlen), sondern kann auch soziale Lern- und Identitätsbildungsprozesse auslösen
und sich positiv auf weitere Integrationsbereiche auswirken. Mit Blick auf die

7So ist beispielsweise die Identifikation mit der Aufnahmegesellschaft voraussetzungsreich und
abhängig von Verläufen in grundlegenden Integrationsbereichen, wie der Platzierung im Arbeits-
markt und der Integration in soziale Netzwerke.
8Zur multidimensionalen Messung von Integration via Befragung siehe Harder et al. (2018).
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empirischen Befunde zeigen sich insbesondere positive Auswirkungen von Staats-
bürgerschaftserwerb auf konventionelle und nicht-konventionelle Formen politi-
scher Beteiligung (Just und Anderson 2012) sowie politische Selbstwirksamkeit
und politisches Wissen (Hainmueller et al. 2015). Betrachtet man allgemeine Inte-
grationsregime, existiert eine Debatte darüber, ob multikulturelle Policies9 mögli-
cherweise Fehlanreize setzen und zu schlechteren Integrationsergebnissen als as-
similatorische Policies führen. Kritiker weisen darauf hin, dass multikulturelle
Maßnahmen keine ausreichend starken Anreize für Zugewanderte schaffen, die
Sprache der Aufnahmegesellschaft zu erwerben und interethnische Kontakte auf-
zubauen (Koopmans 2013). Die empirische Evidenz hierzu ist uneindeutig. So zeigt
ein Vergleich ausgewählter Länder, dass Zugewanderte in multikulturell-geprägten
Kontexten vergleichsweise hohe Arbeitslosenquoten und Kriminalitätsraten aufwei-
sen und eher räumlich segregiert leben (Koopmans 2010). In einer vergleichenden
Studie mit einer größeren Anzahl an Ländern konnten hingegen kaum Unterschiede
zwischen Zugewanderten aus unterschiedlichen Integrationsregimen festgestellt
werden (Wright und Bloemraad 2012).

Zur empirischen Evidenz von spezifischen Policy-Effekten auf Aspekte struktu-
reller Integration lassen sich zahlreiche sozialwissenschaftliche Studien finden (siehe
Butschek und Walter (2014) als Überblick). Schaut man auf allgemeine arbeitsmark-
spezifische Regelungen, gehen flexible Arbeitsmarktregulierungen, die tendenziell
in liberalen Wohlfahrtsstaaten wie Großbritannien und den Vereinigten Staaten
vorzufinden sind, mit einer geringeren Benachteiligung von Zugewanderten beim
Arbeitsmarkteintritt einher (Kogan 2006). Anhand Geflüchteter in Deutschland
konnte gezeigt werden, dass ein schneller Einstieg in den Arbeitsmarkt von Vorteil
für den weiteren Integrationsverlauf ist (Marbach et al. 2018). Ebenso zeigte sich in
einer Studie für die Schweiz (Pecoraro et al. 2019), dass eine Ausweitung von
Integrationsmaßnahmen auf Geflüchtete deren Arbeitsmarktposition und weitere
Integrationsergebnisse (z. B. Sprachfähigkeit) verbessert. Hingegen führten umfang-
reiche Qualifikations- und Berufsberatungsmaßnahmen für Zugewanderte im inter-
nationalen Vergleich nicht zu einer systematischen Verbesserung bei deren Berufs-
status (Kogan 2016). Demnach sind es weniger direkte Policy-Effekte, sondern eher
Selektionsprozesse (z. B. gut gebildete Menschen wandern überdurchschnittlich
häufig in bestimmte Länder ein), die durch Migrations- und Integrationspolitik
mitgesteuert werden (van de Werfhorst und Heath 2019; Helbling et al. 2020).
Auch kommt ein Literaturüberblick (Huddleston 2020) zu dem Schluss, dass die
Befundlage zu Policy-Effekten ambivalent ist und solche Effekte insbesondere bei
Zugewanderten mit niedrigen Qualifikationsniveaus und einem hohen Diskriminie-
rungsrisiko zu beobachten sind.

Mit Blick auf die sprachlich-kulturelle sowie soziale Integration scheint der
Zeitpunkt und Umfang von Sprachkursen durchaus bedeutsam: Sprachkurse nah

9Neben Mehrfachstaatsangehörigkeit fallen hierunter Maßnahmen zur Anerkennung ethnisch-
kultureller Vielfalt, wie Sonderrechte für religiöse Gruppen (z. B. Islamunterricht an Schulen in
Deutschland).
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am Zeitpunkt der Zuwanderung verbessern spätere Sprachfähigkeiten und die so-
ziale Integration von Zugewanderten (Hoehne und Michalowski 2016). Mit Blick
auf vorgeschriebene Sprach- und Integrationskurse als Voraussetzung für Aufent-
haltstitel oder Staatsbürgerschaft zeigen sich keine systematischen Auswirkungen
auf soziale und politische Integrationsergebnisse (Goodman und Wright 2015). Da
soziale Kontakte über Gruppengrenzen hinweg (sogenannter Intergruppenkontakt)
einen wichtiger Marker für soziale Integration darstellen, haben politische Maßnah-
men, die residentieller und schulischer Segregation entgegenwirken, ein integrati-
onsförderndes Potenzial (Maliepaard und Phalet 2012). Ein weiteres Politikbündel,
das sich förderlich auf die soziale und politische Integration von Zugewanderten
auswirkt, sind Antidiskriminierungsgesetze (Ziller 2017; Ziller und Helbling 2019).
Neben den genannten Politikfeldern existieren noch weitere Studien, beispielsweise
zu Gesundheitspolitik oder Maßnahmen zur Familienzusammenführung, die ge-
mischte Befunde hinsichtlich Integrationsergebnissen zu Tage gefördert haben (sie-
he Huddleston (2020) als Überblick).

Integration als Teilhabe und Teilnahme an den gesellschaftlichen Strukturen der
Aufnahmegesellschaft ist kein einseitiger Prozess, sondern hängt ebenso von der
Offenheit der Aufnahmegesellschaft ab. Denn nur wenn die Gesellschaft über ein
Mitgliedschaftskonzept verfügt, das fremde Herkunft nicht ausschließt, ist die In-
tegration von Zugewanderten möglich. Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung
gelten hingegen als Barrieren für Integration. Inwiefern politische Maßnahmen die
öffentliche Meinung gegenüber Zuwanderung und Zugewanderten sowie Phänome-
ne wie Diskriminierung mitprägen, wird im Folgenden eruiert.

Zahlreiche Studien haben bereits untersucht, ob eine liberale Integrationspolitik
mit geringeren Vorurteilen bzw. negativen Einstellungen gegenüber Zuwanderern
einhergeht (Green et al. 2020; Schlueter et al. 2013; Careja und Andreß 2013). Die
Annahme, dass liberale Policies die öffentliche Meinung toleranter und immigrati-
onsfreundlicher machen, bezieht sich auf eine normbeeinflussende Wirkweise von
Policies, die über eine klassische ressourcenumverteilende Wirkweise hinausgeht
(Ziller 2019). Die empirische Evidenz aus den genannten Studien legt in der Tat ein
toleranzförderndes Potenzial liberaler Integrationspolitik nahe, was wahrscheinlich
über eine Förderung intergruppalen Kontakts sowie inklusiverer sozialer Normen
vermittelt ist. Gleichzeitig stellt sich die bereits oben angedeutete Frage, ob der
Zusammenhang kausal von Policy auf öffentliche Meinung verläuft oder umgekehrt
bzw. bidirektional ist. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass beispielsweise
zeitliche Veränderungen und Ereignisse (wie Wirtschaftskrisen oder Zuwanderung)
sowie Merkmale von Bürger:innen den Zusammenhang mitprägen und daher in
empirische Untersuchen einbezogen werden müssen (Citrin et al. 2014).

6 Diskussion und Ausblick

Migrations- und Integrationspolitik sind zweifelsfrei zentrale Politikfelder, die auf-
grund von Entwicklungen wie dem zunehmenden Fachkräftemangel, aber auch
internationalen Krisen und dem Klimawandel (sowie den damit zusammen-
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hängenden Migrationsbewegungen), weiter an Bedeutung gewinnen. Beide Politik-
felder sind hochkomplex in der Analyse, da sie eng mit angrenzenden Politikfeldern
verwoben sind: So hat beispielsweise Einwanderungspolitik sozialpolitische Kon-
sequenzen, und allgemeine bildungs- und arbeitspolitische Maßnahmen können sich
durchaus auf die Integrationsergebnisse von Zugewanderten auswirken. Um dieser
Komplexität gerecht zu werden, sollten Kontextbedingungen bei der Analyse von
Ursachen und Folgen von Migrations- und Integrationspolitiken einbezogen werden.
Dazu gehören unter anderem institutionelle und (partei-)politische Rahmenbedin-
gungen, Spezifika von Migrantengruppen, allgemeine demografische und ökonomi-
sche Faktoren, wie Alterung und Veränderungen der Einkommensverteilung
(Goerres und Vanhuysse 2021), sowie die öffentliche Meinung in Bezug auf Migra-
tions- und Integrationsthemen.

Die Betrachtung von Migrationspolitik in diesem Kapitel hat allgemeine Regeln
der Zuwanderung in Deutschland beleuchtet und die deutsche Einwanderungspolitik
international-vergleichend eingeordnet. Die politikwissenschaftliche und soziologi-
sche Analyse von Migrationspolitik hat in den letzten drei Jahrzehnten große Fort-
schritte gemacht. Erstens sind durch tiefgehende historisch-vergleichende Fallstudi-
endesigns nationale Entwicklungen in ihrer Pfadabhängigkeit besser verstanden
worden (Brubaker 1994; Joppke 2007). Zweitens entstanden Datenbanken mit
komparativen Indikatoren vor allem für die OECD, die vergleichende quantitative
Analysen im Quer- und/oder Längsschnitt erlauben und so wertvolle Hinweise über
die Größe von Effekten liefern. Besonders die IMPIC-Datenbank (Helbling et al.
2017) ist hier in ihrer Qualität hervorzuheben. In den Analysen mit diesen Daten-
banken sind die Migrations- oder Integrationspolitiken einmal unabhängige, einmal
abhängige Variablen. Drittens gibt es eine kleine Literatur, die mithilfe von quasi-
experimentellen Methoden versucht, kausale Effekte zu isolieren (Hainmueller et al.
2017). Alle diese Fortschritte sind begrüßenswert und sollten auf ganzer Linie
fortgeführt werden. Bei der vergleichenden Analyse sollte dabei vor allem die
Nicht-OECD-Welt näher ins Auge gefasst werden.

Die Sichtung empirischer Studien zu Ursachen und Folgen von Integrations-
politik zeichnet ein heterogenes Bild. Als gesicherter Befund kann gelten, dass der
ersten Zeit direkt im Anschluss an die Zuwanderung ein besonderer Stellenwert
zukommt. Integrationsmaßnahmen, die in diesem „Integrationsfenster“ stattfinden,
legen den Grundstein für den weiteren Integrationsverlauf und sollten daher einen
prominenten Stellenwert in Evaluationsforschung und Politikpraxis haben. Ein wei-
terer, bisher nur angedeuteter Aspekt ist der der nicht-intendierten Policy-Effekte.
Damit sind nicht nur mögliche nicht-lineare Integrationsverläufe10 gemeint, sondern
auch Befunde zum sogenannten Integrationsparadox (Verkuyten 2016). Hiernach
können auch integrationsfördernde Maßnahmen und damit verbundene günstige

10Dies betrifft zum Beispiel die Frage, ob ein flexibler Eintritt in den Arbeitsmarkt langfristig zu
einer Angleichung von Lebensverhältnissen zwischen Zugewanderten und Einheimischen führt
oder diese zunächst integrationsfördernde Maßnahme langfristig (aufgrund mangelnder sozialer
Mobilität) zu einer Manifestation sozialer Ungleichheit zwischen Gruppen führt.
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Integrationsverläufe zu einer Abwendung von Zugewanderten von der Aufnahme-
gesellschaft führen. Ein möglicher Grund ist, dass sich im Zeitverlauf für Zugewan-
derte und ihre Nachkommen der Vergleichsmaßstab hin zur Aufnahmegesellschaft
verschiebt, allerdings aufgrund verbleibender Diskriminierung und gruppenbasier-
ten Ungleichheiten nicht dieselben Ergebnisse (z. B. bei Bildungsabschlüssen oder
auf dem Arbeitsmarkt) erreicht werden, was in der Folge zu Frustration führt. Hier
sind weitere Forschungen notwendig, nicht zuletzt da diese Dynamiken für die
Planung und Implementation von Integrationsmaßnahmen relevant sind.

Die genannten Komplexitäten des Politikfeldes machen zudem eine Isolation
kausaler Effekte aus empirisch-methodischer Sicht voraussetzungsreich. Vorrangi-
ges Ziel ist hierbei sicherzustellen, dass Integrationsergebnisse tatsächlich auf die
vorherrschenden politischen Maßnahmen zurückzuführen sind und nicht etwa auf
unbeobachtete Faktoren wie Selektionsprozesse. Experimentelle oder quasiexperi-
mentelle Untersuchungsdesigns, wie die zufällige Verteilung von Geflüchteten auf
Regionen und Kommunen in Deutschland, bieten hier einen Ansatzpunkt (Bratsberg
et al. 2021). Die Verwendung verschiedener Forschungsdesigns sowie quantitativer
und qualitativer Verfahren kann zudem einen Beitrag im Sinne einer Triangulation
empirischer Ergebnisse leisten. Eine weitere Möglichkeit, die Verlässlichkeit statis-
tischer Zusammenhänge abzusichern, ist, Replikationen derselben Forschungsfrage
durch mehrere Forschende anfertigen zu lassen (Breznau et al. 2021). Weiterhin
sollte gruppenspezifischen Effekten sowie den Subdimensionen vorhandener Policy-
Indikatoren ein größerer Stellenwert in theoriegeleiteter empirischer Forschung
zukommen.

Abschließend sei auf das normprägende Potenzial medialer, politischer und
alltagssprachlicher Rhetorik hingewiesen, die oftmals die Umsetzung politischer
Maßnahmen begleitet und somit zum Implementationskontext von Policies zählt.
Bei Migrationspolitik handelt es sich um ein Politikfeld mit hoher Symbolik und
Strahlkraft. Die Topoi Zuwanderung, ethnische Diversität und Staatsangehörigkeit
wirken identitätsstiftend, bergen allerdings auch erhebliches Konfliktpotenzial.
Hinzu kommt, dass Migrations- und insbesondere Integrationspolitik Politikfelder
darstellen, bei denen die Hauptbetroffenen nicht die Möglichkeit haben, bei Wahlen
abzustimmen. Dies verdeutlicht die Wichtigkeit, zugewanderten Menschen mög-
lichst schnell Wege in eine vollwertige Mitgliedschaft in der politischen Gemein-
schaft zu eröffnen. Dies verbessert nicht nur die Perspektiven für deren gesellschafts-
politisches Interesse und Engagement, sondern ermöglicht die Verwirklichung einer
inklusiven Demokratie in Einwanderungsgesellschaften.
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